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Wie Berlin die Welt von Kohle befreien will

Deutschland soll die Ausfuhr „schmutziger“ Kohletechnologie nicht mehr fördern. Umwelt-ministerin Hendricks hat dafür einen Plan.

ami./hpa. BERLIN/FRANKFURT, 11. Juli. Die Bundesregierung unternimmt viel, um deutschen Produzenten auf ausländischen Märkten zum Erfolg zu verhelfen. Hilfen gibt es für das Marketing und für Messebesuche. Geldgeber können ihre Investitionen gegen den Ausfall durch politische Risiken absichern. Die staatliche KfW-Förderbank vergibt günstige Kredite. Die Investitionen müssen allerdings politisch genehm sein, das Geld also zum Beispiel in regenerative Energien fließen. Für Atomkraftwerke gilt das nicht mehr, wie die Bundesregierung dem deutschen Ableger des französischen Areva-Konzerns im Juni beschied und die sogenannte Hermesdeckung versagte.

Das war womöglich erst der Anfang. Als nächstes soll den Exporteuren von Kohletechnologien die Unterstützung versagt werden. Zumindest wenn es nach Bundesumweltministerin Barbara Hendricks geht. Sie reagiert damit auch auf Forderungen von Umweltschützern, die zuletzt verlangt hatten, dass die staatliche KfW-Bank die Mitfinanzierung eines Hafens zur Kohleverladung nahe dem geschützten Great Barrier Reef in Australien unterlassen solle.

Am Freitag sagte die SPD-Politikerin, es könne doch nicht sein, dass Deutschland sich aus Umwelt- und Klimaschutzgründen schrittweise aus der Kohleverstromung zurückziehe, genau diese Form der Stromerzeugung aber in anderen Ländern vorantreibe. Es sei „im Sinne der Umwelt- und Klimapolitik, die Kohletechnologieförderung nicht mehr vorzunehmen“. Sie halte es für „nicht schlüssig, wenn wir in anderen Staaten diese Technologie auf Dauer fördern würden“.

Bis Oktober solle die von ihr angestoßene Überprüfung der Exportförderung für Kohletechnologien durch die Bundesregierung abgeschlossen sein. Noch im Juli sollen die interministeriellen Beratungen weitergehen. Geht es nach dem von Hendricks dafür vorgelegten Konzept, gibt es Förderung durch Bund und KfW nur noch, wenn das Projekt zur deutschen Strategie zum weitgehenden Kohleausstieg bis 2050 passt, beste Technologien eingesetzt werden, eine alternative private Finanzierung nicht möglich ist und es „keine technisch machbare und wirtschaftlich zumutbare Alternative gibt“.

Die Reaktionen aus dem in der Sache federführenden Wirtschaftsministerium – es leitet den Aufsichtsrat der KfW-Bank – sind verhalten. Die CO2-Emissionen aus der Verbrennung von Kohle sollten dringend und nachhaltig reduziert werden. Dass dies am besten durch ein Verbot oder eine Reduzierung der Exportförderung geschehe, scheint dort bezweifelt zu werden. Die Regierung prüfe „aus einer globalen Perspektive“, wie man weiter verfahren wolle. „Grundprinzip dabei ist, dass Finanzierungen von Kohlekraftwerken mit fortschrittlicher Technologie weiterhin möglich sein sollen.“

Die KfW habe ihr Engagement für erneuerbare Energie schon deutlich erhöht und das für Kohle reduziert. Von 2006 bis 2013 habe die Bank für Kohleprojekte 2,8 Milliarden Euro zugesagt, während es für Klima- und Umweltschutzmaßnahmen 173 Milliarden Euro gewesen seien. Allein 2013 hätten die Zusagen für regenerative Energien 6,6 Milliarden Euro betragen. Die KfW finanziere Kohlekraftwerke nur, wenn die beste verfügbare Technik gebraucht, bei Neubauten die eingesetzte Kohle zu mindestens 43 Prozent in Strom umgewandelt und bei Modernisierungen eine wesentliche Verbesserung der Umweltwirkung erzielt werde.

Die Anlagenhersteller sind alarmiert. „Wir sind im internationalen Wettbewerb auf diese Förderung angewiesen“, heißt es. „Die Kohlekraftwerke werden gebaut, die Frage ist nur: Bauen wir oder andere sie?“ Schon heute sei die Konkurrenz aus Ostasien enorm groß. „Wenn wir in Deutschland Klimaschutz ernst meinen, müssen wir uns auf die konkreten Situationen vor Ort einlassen“, verlangt Holger Lösch aus der Geschäftsführung des Bundesverbands der Deutschen Industrie. „Nur mit einer technologieoffenen Förderung sind wir ein ernstzunehmender Partner dieser Länder.“

Die KfW hält Kohlekraftwerke in armen Staaten „auf längere Sicht“ für nötig, um den Energiebedarf zu decken. Die Investitionen dienten der Armutsbekämpfung, zumal Kohle in manchen Staaten reichlich vorhanden sei, während der flächendeckende Aufbau der regenerativen Energien dort sehr teuer sei. Allerdings stehen sich in der KfW Befürworter und Ablehner von Kohlefinanzierungen gegenüber. Im Zweifel entscheidet die Politik.

Hendricks begründet ihr Verlangen nach einer anderen Exportstrategie auch mit einer veränderten Förderpolitik der Weltbank. Die wolle den Bau von Kohlekraftwerken nur noch in den ärmsten Staaten oder solchen unterstützen, die auf Kohleverstromung wesentlich angewiesen seien. Aus Hendricks’ Perspektive ist der Vorstoß nur ein Baustein auf dem Weg zu einer kohlendioxidfreien Energieerzeugung in Deutschland und der Welt. Dazu gehört der schrittweise Ausstieg aus der Kohleverstromung in Deutschland, den das Kabinett im November in einem „Nationalen Aktionsplan Klimaschutz“ verabschieden soll und in den sie die künftige Exportförderung „eingebettet“ sehen will. Dazu gehören aber eine Reform des europäischen CO2-Emissionshandels und nicht zuletzt die internationalen Klimaschutzgespräche, die auf einer Tagung zu Wochenbeginn in Berlin vorangetrieben werden sollen.


